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Briten tun sich mit Covid-Zertifikat schwer
Bereits die Pflicht zum Mitführen einer Identitätskarte ist aus britischer Sicht eine Anmassung gegenüber den freien Bürgern

NIKLAUS NUSPLIGER, LONDON

Britische Journalisten machen sich einen
Spass daraus, in alten Zeitungskolumnen
von Boris Johnson nach Widersprüchen
zu seiner heutigen Politik als Premier-
minister zu suchen. In der Debatte rund
um Covid-Zertifikate wird oft ein Arti-
kel Johnsons im «Daily Telegraph» von
2005 zitiert, als der damalige Labour-
Premierminister Tony Blair Identitäts-
karten einführen wollte: «Wenn ich je-
mals in den Strassen Londons oder vor
einem öffentlichen oder privaten Lokal
aufgefordert werde, mich auszuweisen,
wenn ich als frei geborener Engländer
nichts anderes tue, als schlendernd Got-
tes frische Luft zu atmen, dann werde
ich diese Identitätskarte aus dem Porte-
monnaie ziehen und vor den Augen der
Autoritätsperson physisch verspeisen.»

Als «unbritisch» abgestempelt

Johnsons hitzige Abneigung gegen Aus-
weise hat sich im Zuge der Pandemie
merklich abgekühlt. Gemäss den Plä-
nen seiner Regierung sollen ab Ende
September nur noch doppelt geimpfte
Besucher in Nachtklubs und zu grösse-
ren Veranstaltungen und Sportanlässen
zugelassen werden. Als Nachweis soll
ein amtlicher Ausweis des Gesundheits-
systems (NHS) gelten, der entweder auf
Papier oder über das Smartphone digi-
tal vorgelegt werden kann. Zudem lieb-
äugelt Johnson mit einem Impfobligato-
rium an Universitäten.

Eine konkrete Gesetzesvorlage will
die Regierung erst nach der Sommer-
pause vorlegen – weshalb fraglich bleibt,
ob die Pläne tatsächlich realisiert wer-
den.Denn während Covid-Zertifikate in
Frankreich und anderen Ländern schon
zum Alltag gehören, stösst auf der bri-
tischen Insel selbst ein limitierter Ein-
satz solcher Ausweise auf heftigen Wi-
derstand.Der Labour-Chef Keir Starmer
legte sich zwar noch nicht fest, bezeich-
nete Covid-19-Pässe aber als «unbri-
tisch». Der konservative Abgeordnete
Tom Tugendhat erklärte, Grossbritan-
nien drohe in eine «Demokratie nach
chinesischem Vorbild» abzugleiten. An-

dere Tory-Rebellen drohen mit einem
Boykott der konservativen Parteikonfe-
renz in Manchester, sollten sie am Ein-
gang einen Impfpass vorweisen müssen.

Erinnerung an Rationierung

Die Vorbehalte gegen die Covid-Zerti-
fikate widerspiegeln das Verhältnis zwi-
schen britischen Bürgern und Obrigkeit
– und sind eng mit der jahrzehntealten
Debatte um Identitätskarten verknüpft.
Ab 1939 waren die Briten verpflichtet,
Ausweispapiere auf sich zu tragen, damit
die Behörden angesichts von Rationie-
rungen und Evakuationen bei Bomben-
angriffen eine bessere Kontrolle über
die Bevölkerung hatten.

Die als Notstandsgesetz erlassene
Pflicht hatte auch nach dem Ende des
Zweiten Weltkriegs Bestand, bis sich
1950 ein Londoner Reinigungsunter-
nehmer namens Harry Willock wei-
gerte, der Polizei einen Ausweis zu zei-
gen. Sein Widerstand entfachte eine Be-
wegung, der sich auch die Liga britischer
Hausfrauen anschloss. Diese versuch-
ten angeblich im Nieselregen vor dem
Parlament, in Kaffeedosen und Brat-
pfannen ihre Identitätskarten zu ver-
brennen. 1951 erhielt Willock vor dem
High Court recht. Ein Jahr später ver-
kündete Premierminister Winston Chur-
chill die Abschaffung der Identitätskar-
ten, um das Volk «freizulassen», wie er
es formulierte.

Seither ist die Einführung von Identi-
tätskarten immer wieder aufs Tapet ge-
kommen. Denn da der britische Staat
seine Einwohner nicht systematisch er-
fasst, hatte er beispielsweise nie einen
Überblick darüber, wie viele Migran-
ten über die EU-Personenfreizügig-
keit ins Land einwanderten. Nach den
Anschlägen vom 11. September 2001
wollte Tony Blair im Namen der Terror-
bekämpfung Identitätskarten einführen.
Doch scheiterte er am Widerstand gegen
den «Datenbank-Staat».

Für Silkie Carlo, Direktorin der Bür-
gerrechtsorganisation «Big Brother
Watch», ist eine Ausweispflicht Aus-
druck eines überbordenden Staats. «Wir
Briten sind kein Volk, das Papiere auf

sich trägt», sagt sie auf Anfrage der NZZ.
Sie kritisiert daher auch einen umstritte-
nen Gesetzesentwurf gegen Wahlbetrug,
den die Regierung vorgebracht hat und
der eine neue Ausweispflicht bei der
Stimmabgabe vorsieht. Carlo befürch-
tet, dass Covid-19-Pässe über die Pande-
mie hinaus in Gebrauch bleiben könn-
ten. «Mit den Zertifikaten drohen eine
Check-Point-Gesellschaft und ein digi-
taler Überwachungsstaat, der Gesund-
heitsdaten der Bürger sammelt.»

Bleibt es bei der Drohung?

Das Manifest von «Big Brother Watch»
gegen Covid-19-Pässe ist bisher von 32
Parlamentariern der Labour-Partei, 17
Liberaldemokraten, 46 Tory-Abgeord-
neten und 2 Grünen unterzeichnet wor-
den. Umfragen legen allerdings nahe,
dass die Bevölkerung gegenüber den
Covid-Zertifikaten eher positiv einge-
stellt ist. Das britische Verhältnis zum
Datenschutz ist komplex. Zwar sind
den Briten die Wahrung ihrer Rechte
gegenüber Amtspersonen und ihre Pri-
vatsphäre wichtig. Gleichzeitig stört es
aber kaum jemanden, dass London die
mit Abstand höchste Zahl von Über-
wachungskameras pro Einwohner aller
europäischen Städte aufweist.

Im Vergleich zu den meisten europäi-
schen Ländern war die Impfbereitschaft
der Briten bisher auch ohne staatlichen
Zwang sehr hoch: Mehr als 90 Prozent
aller über 60-Jährigen sind geimpft, doch
haben sich bisher erst rund 60 Prozent
der unter 30-Jährigen die erste Impf-
dosis verabreichen lassen.

Premierminister Johnson dürfte dar-
auf hoffen, dass bereits die Drohung
eines Impfobligatoriums für Nacht-
klubbesucher und Studenten über den
Sommer genug junge Britinnen und Bri-
ten zur Impfung motiviert – so dass das
obligatorische Covid-Zertifikat nie ein-
geführt werden muss. In diesem Fall
bliebe es Nachtklubs, privaten Veran-
staltern und Arbeitgebern überlassen,
ob sie den Covid-19-Status ihrer Kun-
den und Angestellten prüfen wollen.
Bis jetzt machen erst wenige von dieser
Option Gebrauch.

In britischen Nachtklubs gelten keine Covid-19-Beschränkungen mehr – ein Impfzertifikat könnte dies ändern. ROB PINNEY / GETTY

Der Impfstoff kommt mit dem Kriegsschiff
Die kleinen Inselstaaten im Pazifik impfen trotz logistischen Herausforderungen im Akkord

BARBARA BARKHAUSEN, SYDNEY

Zwischen dem Äquator und Samoa ge-
legen, ist Tokelau einer der abgelegens-
ten Orte der Welt. 3500 Kilometer sind
es von hier bis Auckland in Neuseeland.
Es gibt keine Landebahn, und aufgrund
der seichten Küstengewässer können
auch keine grossen Schiffe bei den Atol-
len anlegen. Die vier Ortschaften, auf
die sich die rund 1500 Insulaner vertei-
len, sind nur mit Schlauchbooten, Kanus
oder kleinen Flössen zu erreichen.

Um Tokelau, die letzte Kolonie Neu-
seelands, mit Covid-19-Impfstoff zu ver-
sorgen, brauchte es eine militärische
Operation. Die neuseeländische Marine
schickte das Patrouillenboot HMNZS
«Wellington» los, das den Impfstoff von
Pfizer/Biontech bei den geforderten Mi-
nus 70 Grad transportieren konnte.

Seit der Lieferung im Juli hat Toke-
lau eine gut organisierte Impfkampa-
gne auf die Beine gestellt. Die drei loka-
len Ärzte – auf jedem Atoll einer – und
36 Krankenschwestern, die vorab über
Zoom geschult worden waren, hatten
bereits zwei Tage nach der Lieferung 60
Prozent der ersten Dosen verimpft.

Impf-Ferien auf Guam

Auch die meisten anderen Pazifik-
länder – vor allem die Inselstaaten, die
freie Assoziierungsverträge mit den
USA haben – haben die Pandemie aus-
serordentlich gut gemeistert. Palau, die
Marshallinseln und Mikronesien haben
frühzeitig ihre Grenzen geschlossen und

konnten so das Coronavirus fernhalten.
Und die Impfkampagnen laufen nun
wie im Akkord: Die Inselstaaten, die
von den USA hauptsächlich mit dem
Vakzin von Moderna versorgt wurden,
haben ihre Bevölkerungen unbürokra-
tisch und schnell geimpft. Palau konnte
bereits wieder erste Touristen aus Tai-
wan begrüssen.

Auch das im Westpazifik gelegene
amerikanische Aussenterritorium Guam
empfängt wieder Feriengäste. Nachdem
die Insel den Grossteil der eigenen Be-
völkerung erfolgreich geimpft hat, wirbt
sie seit Ende Juni mit «Vaccination and
Vacation», also «Impfung und Ferien».

Reisende können spezielle Pauschal-
angebote buchen, die den Hotelauf-
enthalt, den Transport vom und zurück

zum Flughafen und eine Covid-19-Imp-
fung am zweiten Urlaubstag beinhalten.
Je nach dem gewählten Impfstoff rich-
tet sich die Dauer des Aufenthalts auf
Guam. Mit dem Angebot soll nicht nur
der Tourismus wiederbelebt werden,
gleichzeitig will man auch den Impf-
erfolg Guams mit anderen teilen, wie
Krystal Paco-San Agustin, die Spreche-
rin des Gouverneurs von Guam, einer
Lokalzeitung sagte.

Einen Impferfolg meldet auch Jack
Niedenthal, der Gesundheitsminister
der Marshallinseln: Ende Juli waren
die Einwohner des Majuro-Atolls und
auf Ebeye im Kwajalein-Atoll, wo zwei
Drittel der Bevölkerung des Archi-
pels leben, bereits zu 80 Prozent ge-
impft. Die äusseren, abgelegenen Inseln

will Niedenthal bis Anfang September
durchgeimpft haben.

Vergangene Woche arrangierte er
ein Treffen mit verschiedenen religiö-
sen Führern der Inselgruppe mit dem
Ziel, «die Bevölkerung bei der Covid-
19-Impfung so nah wie möglich an die
100-Prozent-Quote heranzubringen mit
Zureden», wie er am Telefon erklärte.

Kampf gegen Angstkampagnen

Die kleinen Inselnationen, die jeweils
nur ein paar zehntausend bis wenige
hunderttausend Einwohner haben, kom-
men also noch immer gut durch die Pan-
demie. Die grösseren Länder im Süd-
pazifik hingegen kämpfen mit erheb-
lichen Problemen: Papua-Neuguinea mit
knapp 9 Millionen und Fidschi mit rund
900 000 Einwohnern erleben beide eine
Delta-Welle.

Fidschis Premierminister Frank Bai-
nimarama greift daher zu harten Mit-
teln: Er hat für alle Arbeitenden eine
Covid-19-Impfung zur Pflicht gemacht
– für Regierungsangestellte wie auch für
Angestellte in der Privatwirtschaft. Bei
den drakonischen Massnahmen spielt
mit, dass die Behörden in Fidschi nicht
nur gegen das Virus kämpfen, sondern
auch gegen verworrene Verschwörungs-
theorien.

«Impfgegner streuen geradezu Angst
vor Gott», berichtete der Uno-Vertreter
im Land, Sanaka Samarasinha, in einem
Videotelefonat. Wer Lügen verbreitet,
muss sich inzwischen vor Gericht ver-
antworten. So ist ein Pastor angeklagt

worden, nachdem er Anti-Impf-Kom-
mentare auf Social Media veröffentlicht
und in kurzen Videos versuchte hatte,
den Leuten Angst vor der Impfung zu
machen.

Auch Papua-Neuguinea kämpft
gegen einen Corona-Ausbruch und
gegen falsche Informationen und Angst-
kampagnen gegen die Impfungen. Ob-
wohl sich der Premierminister des Lan-
des, James Marape, Mitte März als Ers-
ter impfen liess, um zu zeigen, dass der
Impfstoff sicher sei, haben nur wenige
bisher ein Impfangebot angenommen.
Rund 88 000 Menschen haben eine
erste Dosis AstraZeneca erhalten.Weni-
ger als 10 000 Menschen sind vollstän-
dig geimpft.

Die meist armen Länder des Südpazi-
fik sind bei der Impfstoffbeschaffung auf
die Hilfe des Auslands angewiesen.Aus-
tralien liefert AstraZeneca-Impfstoff,
gleichzeitig schickt China seine Impf-
stoffe kostenlos in die Region. Papua-
Neuguinea beispielsweise hat 200 000
Dosen des chinesischen Herstellers
Sinopharm erhalten.

Einige lokale Beobachter sprechen
deswegen bereits von einem Wettren-
nen bei den Impfstoff-Lieferungen im
Südpazifik. Seit einigen Jahren ist China
immer stärker präsent in dieser strate-
gisch wichtigen Region. Das beunru-
higt die bisherigen Platzhirsche USA
und Australien. Für die kleinen Insel-
staaten ist der Wettlauf der Weltmächte
allerdings auch positiv: So könnten sie
es sich gar nicht leisten, Impfstoffe sel-
ber zu kaufen.
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Bildung ist der grösste Feind der Taliban
War das westliche Engagement in Afghanistan ein Schlag ins Wasser? Viele afghanische Frauen und Junge sagen Nein

ULRICH SCHMID, HERAT

«Ichweigeremich,Angst zuhaben.»Der
Satz kann im Westen nerven, wenn er
pathetisch daherkommt. Hier in Herat,
in den Räumen der Afghanistan Wo-
men’s News Agency, klingt er gut. Zia-
gol Azimi, die keine Angst haben will,
ist Wortführerin einer kleinen Gruppe
vonStudentinnen.Die ernstePaschtunin
weiss,was sie sagt.Nur eineWoche ist es
bei unserem Besuch her, dass in Kabul
die FernsehmoderatorinMinaHairy bei
einem Bombenanschlag getötet wurde.

Siewarnicht die erste Journalistin,die
in Afghanistan ihr Leben liess, und sie
wird nicht die letzte sein. Die radikalen
Islamistenhassen emanzipierteFrauen –
undwas sie hassen,beseitigen sie.Ziagol
Azimi und ihreKolleginnenhaben einen
lebensgefährlichen Karriereweg einge-
schlagen.Unddoch studieren siemitBe-
geisterung, weil sie an eine bessere Zu-
kunft in Afghanistan glauben.

Im Westen tun das nicht mehr viele.
Die internationalen Truppen ziehen ab,
und die meisten Kommentatoren stel-
len – meist aus grosser Distanz – fest,
ihr Einsatz sei kläglich gescheitert.Wer
wollte ihnen widersprechen? Die wich-
tigsten Ziele wurden verfehlt. Nach
20 Jahren Intervention ist Afghanistan
weder befriedet noch stabilisiert. Die
Taliban erobern Distrikt um Distrikt, es
droht ein neuer, langer Bürgerkrieg.Die
Zentralregierung in Kabul ist korrupt,
dieMoral der Streitkräfte auf einemTief-
punkt, der Mohnanbau finanziert den
grossenKriegundunzähligeKleinkriege
nebenher. Dass die Kaida und der Isla-
mische Staat geschwächt sind, dass seit
demAngriff auf dasWorldTrade Center
2001 keine grossenTerrorattackenmehr
vonAfghanistan ausgegangen sind,kom-
pensiert diese Defizite nicht.

Wofür die Menschen kämpfen

Reist man durch das Land, bleibt einem
allerdings nicht verborgen,wie heftig die
Lehnstuhlanalysen aus der Ferne mit
dem Optimismus vieler Afghaninnen
undAfghanen kollidieren. In dem Land,
das oft verächtlich als «hoffnungsloser
Fall» abgetan wird, ist die Hoffnung
nicht gestorben. Millionen haben in
den letzten 20 Jahren eine Ahnung da-
von bekommen, wie ein selbstbestimm-
tes, würdiges Leben aussehen könnte.
Zu verdanken haben sie das nicht nur,
aber auch dem Einsatz der Nato-Trup-
pen. Natürlich ist das Erreichte in Ge-
fahr, sollten die Taliban wiederkehren.
Aber viele Erfolge sind irreversibel und
werden bleiben.

Bleiben werden sie, weil die Men-
schen für sie kämpfen werden. Es ist
nicht so, dass dieAfghanen per se «rück-
ständig» sind und «eigentlich» eineTali-
ban-Herrschaft befürworten würden.
Ein Grossteil der Afghanen hält von
den Taliban gar nichts, und die Glau-
benskrieger sind nur erfolgreich,weil sie
aus Pakistan, Saudiarabien, Katar und
Iran mit Waffen versorgt werden, weil
sie morden, drohen und erpressen – und
weil sie in den Flüchtlingslagern in Paki-
stan ein Heer junger, armer Paschtunen
vorfinden, die leicht zu verführen sind.

Die Hälfte aller Afghanen sind An-
alphabeten, dies ist ein Krieg um Bil-
dung. Westliche Aufklärung ist der Tod
der Taliban. In den Koranschulen Paki-
stans lernen die Kinder, dass Allah sich
freut, wenn Ungläubige umgebracht
werden. In den fast hundert Univer-
sitäten, Colleges und Fachhochschu-
len Afghanistans lernen die Studenten
Elektrotechnik, Journalismus, Deutsch,
Toleranz und Demokratie.

Das macht mehr Spass. Ziagol Azimi
und ihre Freundinnen in Herat drehen
Videobeiträge über die zahllosen Pro-
bleme, mit denen afghanische Frauen
zu kämpfen haben: häusliche Gewalt,
männliche Bevormundung, systemi-
sche Benachteiligung.DieVideos haben
ein riesiges Publikum, vor allem unter
Frauen, vor allem in den Städten. Die
radikalen Mullahs laufen Sturm da-
gegen und rufen die «Gläubigen» un-
verhohlen zur Gewalt gegen Frauen auf.

VonKrieg,Hass undVernichtung hat
auch Anita Fayzi schon mehr als genug
gehört: Das ist das Schicksal afghani-
scherKinder.AberAnita lernt nicht,wie
man den Sprengstoffgürtel umbindet,
sondern wie man singt, tanzt und jon-
gliert,unddarüber freut sie sich.14 Jahre
alt istAnita – und in jeder freienMinute
kommt sie in den Zirkus, nicht als Zu-
schauerin, sondern als Artistin.

«Es macht mich so glücklich, wenn
ich die Bälle und die Keulen fliegen
sehe.» Hunderte Kinder tun dasselbe.
Der Mini Mobile Circus for Children ist
2002 von David Mason, einem Dänen,
eingerichtet worden, der erkannte, wie
wichtig es gerade für traumatisierte Kin-
der ist, unbelastet vonAlltagssorgen ler-
nen und spielen zu dürfen.

DieKinder sind fleissig.Sie trainieren,
studieren undmachenRadiosendungen.
Sie gehen in Schulen und in die Lager
der Kriegsvertriebenen, von denen es
im Land über vier Millionen gibt. Dort
führen sie ihre Kunststücke auf, zeigen
aber auch, wie man sowjetische Minen
erkennt,die noch immerMenschen töten
und verstümmeln. Sie zeigen, wie man
mit Drogensüchtigen umgeht, wie man
Armen undMachtlosen begegnen sollte
und, in Zeiten der Pandemie, wie man
Gesichtsmasken trägt und wie wichtig
das gründlicheHändewaschen imKampf
gegen Corona ist.Die Zirkuskinder sind
zäh und überaus friedlich.

Aber sind alle diese Schulen, Institute
und Zirkusse nicht einfach Westimport,
oktroyierteVerführung, beflissenes Gut-
menschentum? Sicher. Die afghanische
Bildung ist weitgehend gesponsert. Das
Land lebt von fremder Hilfe, und über
deren Nachhaltigkeit lässt sich streiten.
Amerikaner und Europäer zahlen für
Tausende von Projekten, darunter auch
die Journalistenschule in Herat. Aber
Ziagol Azimi und ihre Freundinnen fin-
den das einfach nur «wunderbar».

Die kleineAnitaFayzi dankt allen,die
ihren Zirkus unterstützen, «von ganzem
Herzen». Und Abdullah Faiz, der Rek-
tor derUniversitätHerat,möchte seinen
westlichen Wohltätern und den Nato-
Truppen am liebsten um den Hals fal-
len.«Danke, sage ich,danke! Eine gross-
artige Leistung habt ihr da vollbracht!
Das hat das Land verändert, dauerhaft.»

Ist Faiz nun einfach etwas schwer
von Begriff, eine Marionette des Wes-
tens, der einen Einsatz besingt, den es
nie hätte geben dürfen? Nein. Dass die
Kabuler Regierung korrupt ist, weiss
der Rektor. Dass die Taliban stark sind,
braucht ihm keiner zu sagen.DenAbzug
der internationalen Truppen begrüsst
er – und trotzdem zeigt er sich dankbar.

Frauen zeigen, was sie können

Als Faiz 1996 als Assistenzprofessor an
die Uni Herat kam, gab es weder Stu-
dentinnen noch Professorinnen noch
Computer, und niemand sprach Eng-
lisch. Dann, nach dem Sieg gegen die
Taliban 2001, kam die «magischeVerän-
derung». Heute sind von 480 Lehrkräf-
ten an der Universität 130 Professorin-
nen. 2001 gab es einen einzigen Profes-
sor mit Doktorhut. Zwanzig Jahre spä-
ter gibt es hundert Promovierte, und
99 Prozent aller Lehrkräfte haben ein
Master-Diplom. 1500 Computer sum-
men in den 16 Fakultätsgebäuden. 2001
gab es in Herat 600 Studenten, in Kabul
1200, fast alle waren männlich. Heute
strömenTag für Tag 25 000 Studierende
auf den Campus der Uni Herat.

56 Prozent sind weiblich, und dass sie
in fast allen Fächern besser abschneiden
als die Männer, braucht kaum noch er-
wähnt zu werden. In Kabul und in den
anderen Städten geschieht dasselbe. Bis
2014 arbeiteten an denHochschulen des
Landes 10 Prozent Afghanen. Die Pro-
fessoren kamen aus Indien, Iran, Paki-
stan, aus den USA und Europa. Heute
sind 90 Prozent des Lehrpersonals an
den Hochschulen Afghanen. «Diese
Entwicklung ist irreversibel», sagt Faiz.
«Es wächst eine neue Generation heran,
die es zuvor schlicht nicht gegeben hat.»

Marina Karimi ist Studentin an der
Deutschen Fakultät der Universität
Herat.ZusammenmitKommilitoninnen
spricht die Paschtunin über ihreTräume,
Pläne und Ängste, detailliert, deutsch
und deutlich. «Wenn die Taliban wieder
andieMacht kommen,ist alles aus.Dann
habe ich keine Zukunft mehr. Oh, ich
hasse sie.» Die jungen Frauen sind ehr-
geizig. Sie würden ihren Master gerne
in Deutschland, in der Schweiz oder in
Österreich machen,Marinamöchte spä-

ter als Dozentin für deutsche Literatur
in Herat arbeiten.Auf Dinge wie Heira-
ten undKinderkriegen verschwendet sie
keine Gedanken.

Natürlich gibt es Nuancen. Den Stu-
dentinnen der achtziger Jahre fiel es
leicht, die Russen zu hassen, sie waren
Ausländer. Die Taliban sind Afghanen,
Landsleute; sie abzulehnen,wenn gleich-
zeitig die Amerikaner im Land stehen,
fällt Paschtunen manchmal schwer.Was
die Studentinnen von heute aber mehr
als alles andere von ihrenMüttern unter-
scheidet, ist ihreWeltläufigkeit.

Marina Karimi und ihre Freundin-
nen bewegen sich in einer globalisier-
ten Welt. Sie twittern, surfen, streamen
Videos und hören Musik aus aller Welt.
Sie verfolgen die aktuellen Diskussio-
nen und kennen sich bestens aus in den
Foren von #MeToo, Fridays for Future
und Black Lives Matter. Das verleiht
ihnen Autorität. Ihre Mütter mochten
geahnt haben, dass es jenseits sowje-
tischer Diktatur und islamistischer
Repression noch eine freiere Welt gibt.
Die Herater Studentinnen wissen es.

Deshalb sindauchMarinaKarimi und
ihre FreundinnendenWestlern dankbar.
Nicht, dass sie in Elogen ausbrächen.
Aber sie wissen, dass sie unter islamis-
tischer Herrschaft niemals die Chance
gehabt hätten, zu lernen, zu reisen und
allenfalls sogar einmal selbst zu entschei-
den, ob und wen sie heiraten wollen.

Sicher, die afghanische Moderne fin-
det in einer Blase statt. Die Nutzniesse-
rinnen derTaliban-freien Zone sind ten-
denziell wohlhabende Frauen in urba-
nen Zentren wie Kabul, Herat, Mazar,
Kunduz oder Kandahar. Auf dem Land
sieht es anders aus. Doch falsch, künst-
lich und mithin zum Niedergang verur-
teilt ist diese neueWelt dennoch nicht.

Es hat sich ganz einfach zu viel ge-
ändert. Frauen sind im Strassenbild und
in den Medien – anders als in Pakistan –
omnipräsent. Vollverschleierung ist sel-
ten, öffentliches Show-Beten kaum zu
sehen.Die Menschen wissen, was sie er-
reicht haben. Selbst wenn die emanzi-
pierten Frauen erst einmal zurück ins
Heim und an den Herd gezwungen wer-
den: Für die Taliban und ihre Welt der
islamistischen Intoleranz sind sie für
immer verloren.

Im Minizirkus in Herat trainieren Mädchen wie Knaben – und treten zusammen auf. Nie würden die Taliban so etwas tolerieren. PHILIPP BREU FÜR NZZ

2001 gab es in Herat
600 Studenten, fast alle
waren männlich. Heute
strömen 25 000
Studierende auf den
Campus, 56 Prozent
sind weiblich.


